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A. Amtliche Texte

Gesetze

201	 Gesetz Nr. 2174  
	 zur Bestellung einer oder eines Beauftragten  
	 des Saarlandes gegen Rassismus

Vom 25. Juni 2025

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1  
Ziel des Gesetzes

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, eine zentrale, unabhän-
gige und beratende Stelle einzurichten, welche die Be-
kämpfung rassistischer Haltungen und Äußerungen 
und Strukturen jeglicher Form und die Eindämmung 
rassistischer Vorfälle und Straftaten zur Aufgabe hat. 
Hierzu wird eine Beauftragte oder ein Beauftragter des 
Saarlandes gegen Rassismus bestellt.

(2) Die oder der Beauftragte nimmt sich unter Wahrung 
der Vertraulichkeit und der Achtung personenbezoge-
ner Daten der Anliegen der sich an sie oder ihn wen-
denden Menschen an.

§ 2  
Berufung und Rechtsstellung

(1) Der Landtag wählt jeweils für die Dauer einer Le-
gislaturperiode eine Beauftragte oder einen Beauftrag-
ten des Saarlandes gegen Rassismus. Diese oder die-
ser wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Landtages ernannt.

(2) Das Amt der oder des Beauftragten ist ein öffent-
liches Ehrenamt. Das Land ersetzt der oder dem Be-
auftragten die durch die Tätigkeit veranlassten tatsäch-
lichen Aufwendungen. Sie oder er ist unabhängig und 
nicht an Weisungen gebunden. Die für die Erfüllung 
der Aufgabe notwendigen Ausgaben richten sich nach 
Maßgabe des Landeshaushaltes.

(3) Die oder der Beauftragte bedient sich einer im 
Landtag eingerichteten Geschäftsstelle. Sie oder er 
kann sich zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben der 
zuständigen Stellen der Landesregierung bedienen.

(4) Das Amt endet mit dem Zusammentreten des neuen 
Landtages, durch Rücktritt oder durch Wahl einer oder 
eines neuen Beauftragten.

§ 3  
Aufgaben und Befugnisse

(1) Die oder der Beauftragte soll insbesondere folgende 
Aufgaben wahrnehmen:

1.	 Einrichtung einer unabhängigen Expertenkommis-
sion, die sie oder ihn berät,

2.	 ressortübergreifende Begleitung der Maßnahmen 
der Landesregierung zur Bekämpfung von Rassis-
mus,

3.	 Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner für Grup-
pen und gesellschaftliche Organisationen, die sich 
gegen Rassismus einsetzen.

4.	 Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner und Ver-
mittlerin oder Vermittler für Rassismusbekämp-
fung gegenüber Bund, Ländern, Kommunen und 
Zivilgesellschaft,

5.	 Mitwirkung in Bund-Länder-Gremien mit Vertre-
terinnen und Vertretern der zuständigen Stellen so-
wie

6.	 Sensibilisierung der Gesellschaft für aktuelle und 
historische Formen des Rassismus.

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz  1 
arbeitet die oder der Beauftragte mit den Behörden 
und öffentlichen Stellen des Landes vertrauensvoll und 
eng zusammen. Diese sind verpflichtet, ihr oder ihm 
die dazu erforderliche Auskunft und Akteneinsicht zu 
gewähren, soweit dies nicht dem Wohl des Bundes, 
des Saarlandes oder eines anderen Landes erhebliche 
Nachteile bereitet oder die Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben ernstlich gefährden oder erheblich erschweren 
würde. Im Zweifel entscheidet die Landesregierung.
(3) Die oder der Beauftragte ist bei allen Gesetzes-, 
Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben zu be-
teiligen, soweit sie die ihr oder ihm obliegenden Auf-
gaben behandeln oder berühren.

§ 4  
Pflicht zur Verschwiegenheit

(1) Die oder der Beauftragte ist auch nach Beendigung 
ihres oder seines Amtes verpflichtet, über die ihr oder 
ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht für Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen.
(2) Sie oder er darf, auch wenn sie oder er nicht mehr 
im Amt ist, über die Angelegenheiten des Absatzes 1 
ohne Genehmigung weder gerichtlich noch außerge-
richtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ge-
nehmigung erteilt die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtages. Sie kann nur in den Fällen des § 3 Ab-
satz 2 Satz 2 versagt werden.

§ 5  
Unterrichtungspflichten

Die Staatsanwaltschaften sowie die Verwaltungsbehör-
den des Saarlandes sind verpflichtet, die Beauftragte 
oder den Beauftragten über die Einleitung von Ver-
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fahren, die Erhebung der öffentlichen Klage und den 
Ausgang des Verfahrens zu unterrichten, wenn und 
soweit den Behörden die Vorgänge durch diese oder 
diesen im Rahmen der Wahrnehmung ihrer oder sei-
ner Aufgaben gemäß § 3 zugeleitet wurden. Gleiches 
gilt auf Anforderung der oder des Beauftragten, sofern 
das Verfahren oder der Vorgang in deren oder dessen 
Aufgabenbereich fällt. Der Umfang der Mitteilungs-
pflicht bestimmt sich nach Nr. 6 der Anordnung über 
Mitteilungen in Strafsachen (MiStra). § 19 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz und § 3 
Absatz 2 Satz 3 gelten entsprechend.

§ 6  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Saarbrücken, den 25. August 2025

Die Regierung des Saarlandes:

Die Ministerpräsidentin
Rehlinger

Der Minister für Wirtschaft, Innovation,  
Digitales und Energie

Barke

Der Minister der Finanzen und für Wissenschaft

In Vertretung  
Barke

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport

Jost

Der Minister für Arbeit, Soziales,  
Frauen und Gesundheit

Dr. Jung

Die Ministerin für Bildung und Kultur

Streichert-Clivot

Die Ministerin für Umwelt, Klima, Mobilität,  
Agrar und Verbraucherschutz

Die Ministerin der Justiz

Berg
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Abonnement-Variante A beinhaltet die Bereitstellung der elektronischen Version von Amtsblatt Teil I und Amtsblatt Teil II im Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de.
Abonnement-Variante B beinhaltet die elektronische Version von Amtsblatt Teil I im Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de und die Papierversion von Amtsblatt Teil II. 
Für alle Abonnenten dieser Variante steht auch die elektronische Version von Amtsblatt Teil II kostenfrei im Verkündungsportal zur Verfügung.
Im Vergleich zu Nichtabonnenten können alle Abonnenten des Amtsblattes im Verkündungsportal erweiterte Suchfunktionalitäten nutzen und sich auf Wunsch per E-Mail über 
neue Veröffentlichungen informieren lassen. Sie haben überdies die Möglichkeit, auch die Ausgaben der Amtsblätter der Jahre 1999 bis 2009 im Verkündungsportal abzurufen. 
Abonnenten, die zugleich Nutzer des juris Landesrechts Saarland sind, profitieren ferner von einer Verlinkung der Amtsblattinhalte mit dem saarländischen Landesrecht.
Beide Abonnement-Varianten (A und B) können per Brief, Fax, E-Mail oder über das Verkündungsportal www.amtsblatt.saarland.de bestellt werden.
Der Preis für das Jahresabonnement beträgt für Variante A 30,00 Euro und für Variante B 35,00 Euro. Der Preis für das Halbjahresabonnement beträgt für Variante A 15,00 Euro 
und für Variante B 17,50 Euro. Maßgeblich ist das jeweilige Kalenderjahr bzw. Kalenderhalbjahr.
Bestellungen, die nicht rechtzeitig zu Beginn einer Abonnementperiode (Jahresbeginn bzw. Halbjahresbeginn) wirksam werden, starten in der Regel zum nächsten vollen Quartal 
und werden bis zum Ende der Restlaufzeit der Abonnementperiode mit 7,50 Euro (Variante A) bzw. 8,75 Euro (Variante B) pro Quartal berechnet. Wünschen Sie den sofortigen 
Bezug während eines laufenden Quartals, so wird Ihnen dafür das volle Quartal berechnet.
Alle Leistungen sind zahlbar im Voraus. Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer 
unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.
Abbestellungen für die jeweilige Folgeperiode müssen beim Halbjahresabonnement bis zum 1. Juni bzw. 1. Dezember, beim Jahresabonnement bis zum 1. Dezember der laufen-
den Abonnementperiode per Brief, Fax oder E-Mail bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH eingegangen sein. Erfolgt die Kündigung des Abonnements nicht fristgerecht, 
verlängert sich dieses automatisch um ein Kalenderhalbjahr bzw. Kalenderjahr.
Nichtabonnenten:
Das Amtsblatt Teil I wird im Verkündungsportal des Saarlandes unter www.amtsblatt.saarland.de amtlich veröffentlicht und kann dort als Gesamtdokument kostenfrei gelesen 
werden. Die abgerufenen Dokumente sind mithilfe einer Volltextrecherche durchsuchbar und dürfen unentgeltlich gespeichert bzw. ausgedruckt werden.
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, das Amtsblatt Teil I bei der Amtsblattstelle der Staatskanzlei des Saarlandes und bei den Amtsgerichten im Saarland während der Ge-
schäftszeiten in elektronischer und gedruckter Form einzusehen. Die Amtsblattstelle und die Amtsgerichte leisten Unterstützung beim Aufruf und Auffinden der elektronischen 
Dokumente und gewährleisten, dass jeder auf seine Kosten Ausdrucke oder Kopien eines elektronischen Dokuments erhalten kann. Auf Verlangen überlassen die Amtsblattstelle 
und die Amtsgerichte gegen Übernahme der Kosten einen beglaubigten Ausdruck eines elektronischen Dokuments. Daneben ist es möglich, das Amtsblatt Teil I während der 
Geschäftszeiten bei den saarländischen Gemeinden einzusehen und dort auf eigene Kosten Ausdrucke oder Kopien anfertigen zu lassen.
Die Amtsblattstelle berechnet für den Ausdruck oder die Fotokopie einer Seite des Amtsblattes Teil I 0,15 Euro und für die Beglaubigung des Ausdruckes 3,00 Euro, bei Post
versand jeweils zuzüglich Postgebühren.
Das Amtsblatt Teil II kann für das laufende Jahr und drei Vorjahre als Einzelexemplar (elektronisches Gesamtdokument im PDF/A-Format oder Papierdokument) gegen Erstattung 
des jeweiligen Einzelheftpreises zuzüglich der Postgebühren bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH bestellt werden. Lieferungen sind zahlbar im Voraus.
Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer unterliegende hoheitliche Aufgabe erfüllt.

Hinweis für Inserenten:
Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint in der Regel jede Woche an einem Donnerstag. Damit eine Veröffentlichung eines Inserententextes an einem Donnerstag gewährleistet 
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